Beihilfe I

	I Einleitung und Aufbau


Gehilfen führen die Tathandlung nicht selbst aus, sondern unterstützen den handelnden Täter (Vordermann) nur bei seiner Tat. Der handelnde Täter (Haupttäter/Vordermann) ist selbst wegen der Tat strafbar. Der Gehilfe wird dafür bestraft, dass er den Haupttäter bei der Tat unterstützt hat.

Eine Unterstützung kann in manchen Fällen auch eine Mittäterschaft darstellen. Ob die Unterstützung nur eine Beihilfe ist oder für eine Mittäterschaft ausreicht, hängt davon ab, ob der Unterstützende Tatherrschaft hat (dann Mittäter) oder nicht (dann Gehilfe).

Der Prüfungsaufbau beim Gehilfen ist wie folgt:

(Prüfe zunächst, wenn Anlass besteht, ob nicht Täterschaft , insb. Mittäterschaft vorliegt!)

I vorsätzliche rechtswidrige Haupttat

II  obj. Tatbestand- Beihilfehandlung 

III subj. Tatbestand- doppelter Gehilfenvorsatz

1. Vorsatz bzgl. Begehung der Haupttat durch Haupttäter

2. Vorsatz bzgl. der Beihilfehandlung

IV Rechtswidrigkeit/Schuld

V evtl. § 28 I oder § 28 II StGB (dazu am Ende dieses Skripts)

	II vorsätzliche rechtswidrige Haupttat


Eine andere Person (der Haupttäter) muss eine vorsätzliche rechtswidrige Haupttat begangen haben. Ob die andere Person eine solche Haupttat begangen hat, hat man –wenn man die Regel „prüfe zuerst den Tatnächsten“ beachtet hat -  bereits vor der Beihilfe geprüft. Denn die handelnde Person ist ja der Tat näher als der, der zur Handlung nur Hilfe leistet.

Also kann man an diesem Prüfungspunkt einfach auf die vorherige Prüfung verweisen und nur noch einmal kurz die Tat des Haupttäters benennen.

Wichtig ist, dass die Tat des Haupttäters vorsätzlich und rechtswidrig begangen sein worden muss. Dagegen ist es egal, ob der Haupttäter schuldhaft handelte oder nicht oder ob die Haupttat vollendet wurde oder nur versucht war. 

-  Soweit die Haupttat nur versucht war, liegt Beihilfe zum Versuch vor.

-  Ist die Haupttat nicht einmal ins Versuchsstadium gelangt, liegt keine strafbar Haupttat vor. 

   Eine Beihilfe liegt dann nicht vor, es kommt nur versuchte Beihilfe in Betracht, die aber 

   nicht strafbar ist.

War die Haupttat nicht rechtswidrig oder nicht vorsätzlich, liegt keine Beihilfe vor. Theoretisch bliebe dann allenfalls noch versuchte Beihilfe (die nicht strafbar ist), oder mittelbare Täterschaft oder Mittäterschaft, was aber Tatherrschaft voraussetzt.

	III obj. Tatbestand- Beihilfehandlung


Gemäß § 27 StGB muss der Gehilfe „Hilfe leisten“.

1. Begriff „Hilfe leisten“

Hilfe leistet, wer den Erfolg der Haupttat ermöglicht, erleichtert oder verstärkt.

Es gibt sowohl psychische Beihilfe, bei der der Gehilfe nur psychisch auf den Haupttäter einwirkt und ihn in seinem gefassten Entschluss zur Tatbegehung bestärkt (wäre der Entschluss des Haupttäters noch nicht vorhanden gewesen, läge Anstiftung vor).

Beispiele sind: Zusage von Hilfeleistung, Ermutigen zur Tat, Rat geben, auch bloße Anwesenheit am Tatort, falls dies auf den Haupttäter psychisch ermutigend wirkt oder ihm Sicherheit gibt

Es gibt außerdem die physische Beihilfe.

Beispiele: Schmiere stehen, Hilfsmittel beschaffen....

a) Kausalität

Strittig ist, ob die Beihilfehandlung für die Tatausführung des Haupttäters kausal gewesen sein muss.

- 1. Ansicht- Kausalität der Beihilfehandlung ist erforderlich-

Nach einer Ansicht muss die Beihilfehandlung kausal für den Erfolgseintritt der Haupttat gewesen sein. 

Argument: Würde man auch nicht kausales Verhalten als Beihilfe ansehen, würde man die nicht erfolgreiche Hilfe (versuchte Beihilfe) unter Strafe stellen. Die versuchte Beihilfe ist aber nun gerade nicht strafbar. Folgt man dieser Ansicht, würde man also typische Fälle einer straflosen versuchten Beihilfe zu einer strafbaren vollendeten Beihilfe machen.

-2. Ansicht- Kausalität ist nicht erforderlich-

Nach anderer Ansicht ist keine Kausalität der Beihilfehandlung nötig, es genügt eine irgendwie geartete Förderung der Haupttat.

Argument: Aus dem Wortlaut des § 27 StGB lässt sich kein Kausalitätserfordernis entnehmen. Schon wenn der Gehilfe die Tat des Haupttäters irgendwie erleichtert, hat er den Täter in seinem Unrecht unterstützt und hat das Risiko für das Opfer erhöht. Das genügt als Strafgrund.

- 3. Ansicht –Haupttat muss dem Gehilfen objektiv zurechenbar sein/Risikoerhöhung-

Neben oder an Stelle der 2. Ansicht wird auch für erforderlich gehalten, dass dem Gehilfen die Haupttat objektiv zurechenbar war. Der Gehilfe muss also durch sein Verhalten eine rechtlich missbilligte Gefahr geschaffen haben, die sich in der Förderung der Haupttat verwirklicht hat. Zurechnung wäre nicht möglich bei risikoverringerndem Verhalten des Gehilfen. Die Zurechnung wäre dagegen anzunehmen bei Handlungen, die das Risiko für das Tatopfer erhöhen.

Argument: Diese Ansicht sollte in jedem Fall (zusätzlich zur Ansicht 1 oder 2) angewendet werden, denn auch beim Alleintäter ist die objektive Zurechnung Voraussetzung für die Strafbarkeit. Dann muss dies im Sinne einer Gleichbehandlung auch oder erst recht für den Gehilfen gelten.

- 4. Stellungnahme-

Wie immer ist auf einen Meinungsstreit nur einzugehen, wenn er für die Falllösung wesentlich ist, wenn also die Ansichten im Fall zu unterschiedlichen Ergebnissen kommen. Nicht wesentlich ist der Streit, wenn Kausalität vorliegt, da dann beide Ansichten zum gleichen Ergebnis kommen. Man kann dann (um zu zeigen, dass man den Streit kennt) im Gutachten schreiben, dass Kausalität vorliegt und damit auch nach allen vertretenen Ansichten eine Beihilfehandlung vorliegt. Wenn es auf den Streit ankommt, kann man sich entscheiden, wie man möchte. Man muss nur die Ansichten darstellen, Argumente nennen, das Ergebnis der Ansichten aufzeigen und seine eigene Entscheidung begründen.

c) Zurechnung /neutrale alltägliche bzw. berufstypische Handlungsweisen
Zusammenhängend mit der Frage der Notwendigkeit der objektiven Zurechnung (Ansicht 3. oben) ist das Problem, ob neutrale Alltagshandlungen eine Beihilfe sein können.

Beispiel für neutrale Alltagshandlung: A will B mit einem Messer töten. Er kauft im Landen des C ein Messer. Dem C kam der A zwar etwas suspekt vor, er dachte sich aber nichts dabei und  verkaufte das Messer trotzdem an A. A ersticht den B mit dem Messer des C.  Ist C wegen Beihilfe zur Tötung des B strafbar?

· 1. Ansicht-
Nach einer Ansicht reicht ein solches neutrales alltägliches Verhalten als Beihilfehandlung aus, wenn der Gehilfe hierbei die Möglichkeit erkennt, dass die Haupttat begangen wird und er trotzdem handelt.

Argument:

Hiergegen spricht, dass dann viele alttägliche Geschäfte beeinträchtigt werden. Denn sobald jemand für möglich hält, dass mit seinem alltäglichen Verhalten eine Straftat unterstützt wird, müsste er (um sich nicht strafbar zu machen) das Geschäft ablehnen oder sich erst überzeugen, dass keine Straftat begangen werden wird. Dies ist im alltäglichen Rechtsverkehr unzumutbar. 

Es kann daher keinesfalls ein neutrales Verhalten und das Für-Möglich-Halten einer Straftat für eine Beihilfe genügen. 

    -2. Ansicht- 

Die Kritik an der ersten Ansicht löst die Rechtsprechung dadurch, dass sie das Erkennen der Möglichkeit, dass eine Haupttat begangen wird, bei neutralen Beihilfehandlungen nicht ausreichen lässt . Für sie muss der Gehilfe zusätzlich gewusst und gewollt haben, dass die Haupttat begangen wird. Erst dann ist dem Gehilfen zumutbar, seine neutrale und alltägliche Handlung zu unterlassen. Allerdings prüft sie das Problem nicht bereits im obj. Tatbestand, sondern im subjektiven Tatbestand. Nach ihrer Ansicht, erfüllen also neutrale Verhaltensweisen zunächst einmal den objektiven Tatbestand, sie stellen also eine Beihilfehandlung dar. Im subjektiven Tatbestand fordert die Rechtsprechung dann aber dolus directus 1. oder 2. Grades für die Strafbarkeit des Gehilfen. Der ansonsten immer ausreichende dolus eventualis genügt nach Ansicht der Rechtsprechung bei neutralen, alltäglichen, berufstypischen Handlungsweisen also ausnahmsweise nicht.

     -3. Ansicht-

Schließlich wird vertreten, dass rechtlich neutrale alltägliche Verhaltensweisen deshalb keine Beihilfehandlungen sind, weil sie keine rechtlich missbilligte Gefahr schaffen (Dies gilt unabhängig davon, ob der Gehilfe die Begehung der Haupttat für möglich hält oder von ihr weiß). Bei neutralen Verhaltensweisen fehlt es nach dieser Ansicht an einer objektiven Zurechnung. (Dass objektive Zurechnung bei der Beihilfe vorliegen muss, kann mit den oben unter a) 3. Ansicht genannten Argumenten begründet werden).

3. Stellungnahme:

Wie man sich entscheidet, ist gleichgültig. Auf den Streit geht man nur ein, wenn tatsächlich ein typisches neutrales Alltagsverhalten vorlag.

Lösung des Beispiels: 

Strafbarkeit des A (Prüfe immer den Tatnächsten – hier A- zuerst!)

Strafbarkeit des A nach § 212 I StGB (+) 

Strafbarkeit des C

C könnte nach § 212I, 27 StGB wegen Beihilfe zum Totschlag strafbar sein, indem er das Messer an A verkaufte.

I vorsätzliche rechtswidrige Haupttat

Es wurde eine vorsätzliche und rechtswidrige Haupttat nach § 212 I StGB durch A begangen (siehe oben).

II obj. Tatbestand-Beihilfehandlung 

C müsste dem A bei seiner Tat Hilfe geleistet haben. Dies ist der Fall, wenn der C den Erfolg der Haupttat ermöglicht, erleichtert oder unterstützt hat.

Ohne das Messer von C hätte der A den B nicht erstechen können- (jedenfalls nicht zum konkreten Zeitpunkt), so dass C die Tat ermöglicht hat, zumindest aber dem A erleichtert hat.

Da A ohne das Messer des C die Tat nicht mit dem Messer und nicht zum konkreten Zeitpunkt hätte ausführen können, wenn C ihm das Messer nicht verkauft hätte, war das Verhalten des C auch kausal für den Taterfolg des A. Damit kann offen bleiben, ob nach einer anderen Ansicht auch Beihilfe vorliegen kann, wenn keine Kausalität gegeben ist.

Allerdings ist die objektive Zurechnung hier problematisch bzw. die Frage, ob eine Beihilfe beim neutralen alltäglichen Verhalten /bei berufstypischen Verhaltensweisen vorliegen kann. Der Verkauf eines Messers stellt ein alltägliches neutrales und berufsübliches Verhalten dar.

Nach einer Ansicht kann hierdurch keine Beihilfe begangen werden, weil es an der objektiven Zurechnung fehlt. 

Wenn bei einem Alleintäter die objektive Zurechnung Voraussetzung für die Strafbarkeit ist, dann muss dies nach dieser Ansicht im Sinne einer Gleichbehandlung auch oder erst recht für den Gehilfen gelten. Eine objektive Zurechnung kann aber bei neutralen und alltäglichen Verhaltensweisen nicht erfolgen, da diese keine rechtlich zu missbilligende Gefahr schaffen. Nach dieser Ansicht wäre eine Beihilfehandlung des C abzulehnen.

Nach einer anderen Ansicht kommt es darauf an, ob der Gehilfe die Begehung der Haupttat für möglich gehalten hat. Hier kam dem C der A zwar seltsam vor, aber C hatte sich dann keine Gedenken gemacht. Wenn er sich keine Gedenken macht, kann er auch nicht daran gedacht haben, dass es möglich ist, dass der A eine Straftat begehen wird. C hat also die Tat nicht für möglich gehalten und daher nach dieser Ansicht keine Beihilfe begangen.

Schließlich genügt nach der Rechtsprechung ein alltägliches Verhalten als Beihilfe, dafür muss dann im subjektiven Tatbestand Vorsatz in Form des dolus directus 1. oder 2. Grades vorliegen. Ein solcher liegt hier aber nicht vor, so dass auch nach der Rechtsprechung keine Beihilfe begangen wurde.

Hier kommen also alle Ansichten zum Ergebnis, dass mangels Beihilfehandlung (bzw. nach der Rechtsprechung mangels Vorsatz) keine Beihilfe vorliegt. Damit kann die Streitentscheidung unterbleiben.

III Ergebnis: C ist nicht nach §§ 212 I, 27 StGB strafbar.

2. Zeitpunkt der Beihilfehandlung

Die Beihilfehandlung kann im Vorbereitungsstadium, im Versuchsstadium und im Ausführungsstadium bis zur Vollendung erfolgen. Auch eine Beihilfe nach Vollendung bis zur Beendigung ist möglich (sukzessive Beihilfe). Allerdings bestehen hier Abgrenzungsschwierigkeiten zur Begünstigung (§ 257 StGB).(Problem aus dem Strafrecht BT). 

Nach Beendigung der Haupttat ist aber keine Beihilfe mehr möglich.

	IV subjektiver Tatbestand-doppelter Gehilfenvorsatz


Der Gehilfe muss sowohl Vorsatz bzgl. der Begehung der Haupttat als auch Vorsatz bzgl. der eigenen Beihilfehandlung gehabt haben.

1.Vorsatz bzgl. Begehung der Haupttat durch den Haupttäter

Der Gehilfe muss gewusst und gewollt haben, dass der Haupttäter eine vorsätzliche und rechtswidrige Haupttat begeht, dass also der Haupttäter die objektiven Tatbestandsmerkmale vorsätzlich und rechtswidrig erfüllt. (Der Vorsatz muss sich also auch auf Vorsätzlichkeit und Rechtswidrigkeit der Haupttat beziehen).

Es kommen wieder alle Vorsatzarten in Betracht und es genügt dolus eventualis (es sei denn, man folgt bei alltäglichen Verhaltensweisen der Ansicht der Rechtsprechung).

Sollte einmal nur Fahrlässigkeit vorliegen, kommt keine vorsätzliche Beihilfe in Betracht. Eine fahrlässige Beihilfe gibt es nicht bzw. sie wird wie eine fahrlässige Täterschaft gesehen. Der „Gehilfe“ ist dann evtl. nur einfacher Täter eines Fahrlässigkeitsdeliktes (was zu prüfen wäre).

2. Vorsatz bzgl. eigener Beihilfehandlung

Der Gehilfe muss auch gewusst und gewollt haben, dass er durch sein Verhalten die Haupttat fördert und er muss seine Beihilfehandlung mit Wissen und Wollen ausgeführt haben. Auch hier sind wieder alle Vorsatzarten möglich, dolus eventualis ist ausreichend und bei Fahrlässigkeit kommt nur fahrlässige Täterschaft in Betracht.

	V Rechtswidrigkeit/Schuld


Der Gehilfe muss rechtswidrig und schuldhaft gehandelt haben. Hier gibt es keine Besonderheiten.

	Akzessorietät und die Bedeutung des § 28 StGB bei Täterschaft und Teilnahme


Nur im Überblick! Insbesondere § 28 StGB muss nachgearbeitet werden!

Es ist aus dem Prüfungsaufbau von Anstiftung und Beihilfe erkennbar, dass die Strafbarkeit von Anstiftung und Beihilfe von der Begehung einer vorsätzlichen und rechtswidrigen Haupttat durch eine andere Person abhängt. Aus der Strafandrohung für mittelbare Täter und Anstifter ist erkennbar, dass sie wie der Alleintäter (Tatmittler/Angestifteter) zu bestrafen sind.

Die Abhängigkeit der Strafbarkeit eines Teilnehmers oder Beteiligten von der Strafbarkeit des Haupttäters/Tatnächsten (aufgrund derer man auch den Tatnächsten zuerst prüft), nennt man allgemein Akzessorietät. 

Allerdings ist diese Akzessorietät beschränkt, denn es gibt Fälle, in denen ein Beteiligter strafbar ist, obwohl es ein anderer /der Tatnächste nicht ist.

a ) Akzessoerietätsbeschränkung bzgl. der Schuld- § 29 StGB

Dass hinsichtlich der Schuld keine Akzessorietät (Abhängigkeit der Strafbarkeit des einen Beteiligten von der Strafbarkeit eines anderen Beteiligten) besteht, ist in § 29 StGB geregelt.

Für jeden Beteiligten an einer Straftat ist also die Schuldfrage getrennt zu prüfen, nie ergibt sich die Schuldhaftigkeit eines Beteiligten aufgrund der Schuldhaftigkeit eines anderen Beteiligten.

b) Akzessorietätsbeschränkung bei Teilnahme, § 26, 27 StGB

Für die Fälle der Teilnahme (Anstiftung/Beihilfe) ist die Akzessorietätsbeschränkung bzgl. der Schuld auch in § 26 und 27 StGB direkt enthalten.

Die Akzessorietät ist hier beschränkt in Fällen, in denen der Haupttäter schuldlos handelt.

Aus der Schuldlosigkeit des Haupttäters folgt nämlich noch nicht die Schuldlosigkeit des Teilnehmers. Denn auch bei schuldloser Haupttat ist eine strafbare Teilnahme (Anstiftung oder Beihilfe) möglich und damit kann der Teilnehmer strafbar sein, obwohl es der Haupttäter nicht ist.

c) Akzessorietätsbeschränkung bei besonderen persönlichen Merkmalen, § 28 StGB

Besonders wichtig ist die Regelung des § 28 StGB. Nach ihr sind grundsätzlich „besondere persönliche Merkmale“ eines Straftatbestandes nur für denjenigen Beteiligten beachtlich und strafrechtlich relevant, der sie auch selbst erfüllt. Aus der Erfüllung des Merkmals durch einen Beteiligten, folgt also nicht die Erfüllung des Merkmals durch die anderen Beteiligten der Tat. Solche persönlichen Merkmale können also nicht einfach den anderen Beteiligten an der Tat „zugerechnet“ werden (Zwar wird Mittätern generell der Tatbeitrag der jeweils anderen Mittäter zugerechnet - aber eben niemals wird die Erfüllung „besonderer persönlicher Merkmale“ den anderen Mittätern zugerechnet.). Sie können für die Erfüllung der besonderen persönlichen Merkmale nicht verantwortlich gemacht werden, wenn sie nicht selbst diese Merkmale erfüllt haben.

1. Begriff  „besondere persönliche Merkmale“

§ 28 I bestimmt nicht, was besonders persönliche Merkmale sind, auch in § 14 StGB ist der Begriff nur annähernd definiert.

Man versteht unter persönlichen Merkmalen solche Umstände aus dem Deliktstatbestand, die sich auf die Person des Täters beziehen und die Person des Täters besonders kennzeichnen (täterbezogene Merkmale). Nicht hierzu gehören Umstände, die die ausgeführte Tat besonders kennzeichnen (tatbezogene Merkmale).

Ob ein täterbezogenes Merkmal vorliegt, ist jeweils im Einzelfall anhand der Auslegung des Merkmals im Tatbestand zu ermitteln. Man prägt sich (wenn man die einzelnen Delikte aus dem BT lernt) am besten ein, welche Merkmale täterbezogen sind. Hierzu findet man in den Kommentaren und Lehrbüchern immer Hinweise. Typischerweise täterbezogen sind z.B. folgende Merkmale:

· Amtsträger in §§ 331 ff. (Täter muss Amtsträger sein, die Amtsträgereigenschaft ist ein besonderes persönliches Merkmal des Täters)

· Mitglied einer Bande in § 224 I Nr. 2, § 250 I Nr. 2 (umstritten)

· Nach h.M. auch die Mordmerkmale aus der 1. und 3. Gruppe in § 211 StGB

Enthält ein Straftatbestand besondere persönliche Merkmale und waren an der Straftat mehrere Personen beteiligt, so muss man entscheiden, ob diese persönlichen Merkmale strafbegründend (=ohne Erfüllung dieses Merkmals ist man gar nicht strafbar) oder strafschärfend/strafmildernd/strafaussausschließend wirken. Nach dieser Einordnung richtet sich dann die Frage, welche Wirkung die Erfüllung der persönlichen Merkmale auf die anderen Beteiligten der Tat hat und ob § 28 I oder § 28 II StGB anwendbar ist.

2. strafbegründende persönliche Merkmale bei Teilnehmern - § 28 I StGB

Strafbegründende Merkmale sind solche Merkmale, die Tatbestandsmerkmal eines eigenständigen Deliktes sind und bei deren Nichterfüllung also auch das Delikt nicht erfüllt ist. 

Beispiel für ein strafbegründendes persönliches Merkmal ist das Merkmal „Amtsträger“ in §§ 331 ff. StGB. Wer das persönliche Merkmal der Amtsträgerschaft nicht erfüllt, ist gar nicht nach diesem Delikt strafbar. Als ist es ein strafbegründendes persönliches Merkmal. Bei den Mordmerkmalen aus Gruppe 1. und 3. ist strittig, ob sie strafbegründend oder strafschärfend wirken, ob also § 28 I oder § 28 II StGB anzuwenden ist (wichtiges Problem, wenn mehrere Personen an einem Mord beteiligt sind und nicht alle Beteiligten ein Mordmerkmal erfüllen!!!).

Gemäß § 28 I StGB, der nur für Teilnehmer (Anstifter/Gehilfe) gilt !, wird die Strafe des Teilnehmers gemildert, wenn nur der Haupttäter und nicht auch der Teilnehmer das besonders persönliche Merkmal erfüllt hat. 

Die Erfüllung des bes. persönlichen Merkmales durch den Haupttäter wirkt hier zunächst zwar auch für den Teilnehmer (denn er macht sich wegen der Teilnahme an der Tat des Haupttäters strafbar), jedoch wird diese Akzessorietät abgeschwächt, indem man beim Teilnehmer die Strafe mildert, wenn er das strafbegründende besondere persönliche Merkmal selbst nicht erfüllt hat.

Für den Teilnehmer stellt § 28 I StGB eine Strafzumessungsregel dar, die nach der Schuld zu prüfen ist.

3. strafschärfende/mildernde/ausschließende persönliche Merkmale bei Tätern oder Teilnehmern- § 28 II StGB.

§ 28 II StGB ist sowohl auf Teilnehmer (Anstifter/Gehilfe) als auch auf Täte/mittelbare Täter/Mittäter anwendbar. Es besagt, dass die persönlichen Merkmale, die die Strafe schärfen, mildern oder ausschließen, nur für den Täter oder Teilnehmer gelten, bei dem das Merkmal vorliegt. 

Besondere persönliche Merkmale, die die Strafe mildern/schärfen oder ausschließen sind z.B. Bandenmäßigkeit in § 244 I Nr. 2, § 250 I Nr. 2, Gewerbsmäßigkeit bei § 260 StGB, der Rücktritt nach § 24 StGB.

Einfachstes Beispiel: Zwei Mittäter A und B versuchen, den C zu töten. Sie würgen ihn mit vereinten Kräften, so dass er lebensgefährlich verletzt wird und ohne Hilfe verstorben wäre. A bekommt aber Gewissensbisse und ruft einen Krankenwagen, so dass C nicht stirbt. Strafbarkeit A und B wegen versuchter Tötung in Mittäterschaft.

I Vorprüfung

Tat wurde nicht vollendet, versuchte Tötung in Mittäterschaft ist strafbar.

II Tatentschluss:

Gemeinsamer Tatplan/Vorsatz bzgl. der Tat nach § 212 I, 25 II StGB (+)

III unmittelbares Ansetzen

Beide haben die Tathandlung (Würgen)ausgeführt, daher nach allen Ansichten beide unmittelbares Ansetzen (+)

Ansetzen in mittäterschaftlicher Begehungsweise (+) beide hatten nach allen vertretenen Ansichten bei der Tatausführung Tatherrschaft.

III RW/Schuld bei A und B (+)

IV Rücktritt:

A ist zurückgetreten (kein Fehlschlag, beendeter Versuch, Verhinderung des Taterfolges freiwillig durch A).

Gemäß § 25 II StGB wird das Verhalten des einen Mittäters immer auch dem anderen zugerechnet (Akzessorietät). Aber Ausnahme nach § 28 II StGB. Der Rücktritt ist ein besonderes persönliches Merkmal, was die Strafe ausschließt. Es wirkt gemäß § 28 II StGB nur für den Täter/Beteiligten, der es selbst erfüllt.

Daher für B kein Rücktritt.

Ergebnis: A ist nicht strafbar, B nach § 212I, 22, 23 I,12I, 25 II StGB strafbar.

Beihilfe II

Irrtum

Error in persona

Versuch

Unterlassung

